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IHK-Impuls

Auf einen Blick

Die IHK hat laut §1 Abs. 1 IHKG den Auftrag zur Gesamtinteressenvertretung aller Gewerbetreibenden ihres Bezirks. Dazu zéhlen
auch Unternehmen der Gesundheits- und Pflegewirtschaft - etwa Hersteller von Medizinprodukten und Arzneimitteln, private
Krankenhaustrager, Pflegedienste, Medizinische Versorgungszentren (MVZ), Apotheken, Krankenversicherungen sowie Anbieter
digitaler Versorgungsangebote.

Im Interesse der Wirtschaft ist eine funktionierende und effiziente Gesundheitsversorgung sicherzustellen. Die Gesundheits-
und Pflegewirtschaft ist dafiir ein zentraler wirtschaftlicher Akteur. Sie ist zugleich ein wesentlicher Bestandteil der Wertschopfung
im Freistaat Bayern: Insgesamt erwirtschaftet die Branche jeden neunten Euro der bayerischen Wirtschaftskraft (rund 74 Mrd.
Euro BruttowertschGpfung im Jahr 2023) und sichert jeden sechsten Arbeitsplatz in Bayern (Giber 1,2 Mio. Erwerbstatige im
Jahr 2023). Damit ist ihre Bruttowertschépfung fast doppelt so hoch wie die der Automobilindustrie, die Beschaftigtenzahl sogar
finfmal groBer. Die Branche ist hochinnovativ, exportstark und ein bedeutender Standortfaktor fiir die gesamte Wirtschaft.

Aus Sicht der gesamten bayerischen Wirtschaft sind Arbeitskraftesicherung, Biirokratieabbau und Digitalisierung die dringendsten
Handlungsfelder der Politik - auch und gerade in der Gesundheits- und Pflegewirtschaft. Innovationen in diesem Bereich redu-
zieren Krankheitslasten, starken die Produktivitdt und sichern den Standort Bayern im internationalen Wettbewerb. Gerade im
Kontext des demografischen Wandels ist es entscheidend, Gesundheit als wirtschaftlichen Erfolgsfaktor zu begreifen, um dem
Fachkraftemangel entgegenzuwirken und den Wohlstand zu sichern.

Vor diesem Hintergrund sind insbesondere folgende Themen anzugehen, um die Zukunftsfahigkeit des Gesundheitsstandorts
zu sichern:

= Die Kosten der Gesundheitsversorgung sollten im Blick gehalten werden, eine weitere Verteuerung von Arbeit durch hohere
Sozialversicherungsbeitrége sollte durch eine grundlegende Finanzierungsreform vermieden werden.

= Zur Sicherung von Arbeitskriften sollten inldndische Potenziale gestérkt, Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessert und
die Zuwanderung qualifizierter Fachkrafte vorangetrieben werden.

= Die Chancen der Digitalisierung zur Steigerung der Effizienz der Gesundheitsversorgung sollten noch besser genutzt werden,
ebenso wie die Mdglichkeiten der Datennutzung zur Entwicklung von Innovationen.

= Bayern ist ein international flihrender Biotech-Standort. Die Rahmenbedingungen fiir die Entwicklung innovativer Arzneimittel
sollten u. a. durch Starkung der Cluster und innovationsfreundlichere bundesweite Rahmenbedingungen verbessert werden.

= Eine sichere und flachendeckende Arzneimittelversorgung ist unverzichtbar. Dazu braucht es attraktive Bedingungen fiir
Forschung, Lieferkettensicherheit, Digitalisierung und effizientere Arbeitsablaufe, sowie Vor-Ort-Apotheken.

= Die europdische Medizinproduktrichtlinie (MDR) sollte praxistauglicher weiterentwickelt werden, um Abwanderungen von
Unternehmen dieser innovativen Branche ins nichteuropaische Ausland zu vermeiden.

= Die Gesundheitsversorgung in Bayern sollte durch eine sektoreniibergreifende Vernetzung von ambulanter und stationdrer
Versorgung gestarkt werden. Mit der Ambulantisierung ist auch die Krankenhausstruktur zu tberprifen.

Miinchen und
Oberbayern
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STANDORTFAKTOR GESUNDHEITSWIRTSCHAFT

Kosten der Gesundheitsversorgung im Blick behalten

Die Ausgaben fir die Gesundheitsversorgung steigen kontinuierlich und stellen eine langfristige Herausforderung fir die Finanzierung
des Systems dar. Eine weitere Verteuerung von Arbeit durch hohere Sozialversicherungsbeitrage sollte vermieden werden. Um eine
nachhaltige Finanzierung zu gewdhrleisten, missen sowohl Ausgabenkontrolle als auch die Einnahmenseite starker fokussiert
werden. Wirtschaftlichkeitsaspekte sollten gefordert werden, um unnétige Kosten zu vermeiden, ohne die Qualitat der Versorgung
zu gefdhrden. Eine faire Lastenverteilung zwischen den verschiedenen Finanzierungsquellen ist erforderlich, um die Beitragsspirale
zu begrenzen und das System zukunftssicher zu gestalten.

Forderungen:

= Um die Finanzierbarkeit des Gesundheitssystems nachhaltig zu sichern, bedarf es effizienterer und leistungsfahiger Strukturen.
Dabei sollte die Dualitdt aus Gesetzlicher und Privater Kranken- und Pflegeversicherung beibehalten werden, um den effizienz-
steigernden Systemwettbewerb zu férdern und Innovationen einen schnellen Zugang zur Gesundheitsversorgung zu ermdglichen.

= Durch groBere Vertragsfreiheit zwischen Kassen und Leistungsanbietern kénnen unter fairen Wettbewerbsbedingungen Effizienz-
reserven gehoben werden.

= Die Finanzierung versicherungsfremder Leistungen, die von gesamtwirtschaftlichem Interesse sind (wie z. B. der Krankenhaus-
strukturfonds oder Beitragstibernahmen fir Biirgergeldempfinger), sollte nicht Gber die Sozialversicherung erfolgen, sondern vom
Staat organisiert werden.

= Arbeitgebergetragene PraventionsmaBnahmen sollten starker geférdert und integriert werden, um langfristig Gesundheitskosten
zu senken und die Belastung des Gesundheitssystems zu reduzieren.

Arbeitskraftesicherung

Der Mangel an Fach- und Hilfskraften ist eine zentrale Herausforderung fir die bayerische Wirtschaft, insbesondere auch fiir die
Gesundheitswirtschaft. Neben der bestmdglichen ErschlieBung aller inldndischen Potenziale durch eine Starkung der Aus- und
Weiterbildung, einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf und der Erhdhung der Erwerbsbeteiligung von Alteren und
Frauen braucht die bayerische Wirtschaft zusatzlich die Zuwanderung von qualifizierten Arbeitskraften, um wettbewerbsfahig
bleiben zu kénnen.

Forderungen:

= Erwerbstatigkeit von Frauen steigern

= Altere fir eine langere Erwerbstatigkeit gewinnen

= Zuwanderung von Arbeitskraften erleichtern

= Potenziale von Gefliichteten und Geduldeten besser nutzen

= Arbeitsanreize starken

= Arbeitszeiten flexibler gestalten und mobiles Arbeiten sichern

= berufliche Weiterbildung férdern und digitale Kompetenzen stérken

Siehe erginzend auch % DIHK fiir Fachkriftezuwanderung und £) IHK-Position Arbeitskrifte.

Digitalisierung/Datennutzung

Die Potenziale der Digitalisierung zur Effizienzsteigerung in der Gesundheitsversorgung und zur Nutzung von Gesundheitsdaten
fur medizinische Innovationen werden bislang noch nicht umfassend ausgeschopft. Durch die Digitalisierungsstrategie des Bundes,
das Gesundheitsdatennutzungsgesetz und das Digitalgesetz, das Medizinforschungsgesetz, die Einflihrung der elektronischen
Patientenakte (ePA) und den Europédischen Gesundheitsdatenraum (EHDS) sind Schritte in die richtige Richtung erfolgt, es sind
aber weitere MaBnahmen erforderlich. Ziel muss ein Gesundheitsdatenraum sein, der medizinische Innovationen fordert, die
Versorgungsqualitdt erhéht und den effizienten Einsatz von Ressourcen unterstiitzt.


https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/fachkraefte/dihk-vorschlaege-zur-reform-des-fachkraefteeinwanderungsgesetzes-76422
https://www.ihk-muenchen.de/de/Wirtschaftsstandort/IHK-Positionen/

Forderungen:

= Digitalisierung setzt eine ausgebaute Netzanbindung in allen Regionen voraus.
Siehe auch: £ IHK-Positionspapier zu Mobilfunkausbau und % Gigabit-Ausbau

= Die Einflhrung einer bundesweit einheitlichen digitalen Identitat sollte weiter vorangetrieben werden. Mit dem Unternehmens-
konto wurde diese IHK-Forderung fir die Authentifizierung von Unternehmen zwar umgesetzt, allerdings sollten die Anwendungs-
mdglichkeiten ausgebaut werden.
Siehe auch: £ IHK-Positionspapier zur Verwaltungsdigitalisierung

= Die Interoperabilitdt der verschiedenen Informationssysteme und Daten ist nach wie vor nicht ausreichend sichergestellt und
sollte daher gezielt verbessert werden.

= Um die Chancen der Digitalisierung starker nutzen zu kdnnen, ist eine Verbesserung der digitalen und KI-Kompetenz durch
Bildung und Weiterbildung (u. a. gezielte Bildungsangebote in Schulen und Hochschulen und eine Vermittlung digitaler Fach-
und Anwendungskompetenzen) erforderlich.

= Zur Stéarkung der Digitalisierung sind klare rechtliche Rahmenbedingungen zum Datenschutz, zur Datennutzung, zur Informations-
sicherheit sowie zur Datenverfligbarkeit erforderlich. Diese Rahmenbedingungen sollten unabhangig von féderalen Zustandigkeiten
bundesweit bzw. europaweit einheitlich gestaltet werden.
Siehe auch: £ IHK-Positionspapier zur Umsetzung des Al Acts und % Europapolitische Positionen

= Die ziigige, verpflichtende und flachendeckende Einfiihrung, Beftllung und Nutzung der elektronischen Patientenakte (ePA)
muss durch alle relevanten Akteure erfolgen. Eine datensichere Infrastruktur, standardisierte Schnittstellen und strukturierte
Dateneingaben sind hierfiir unerlasslich. Die in der ePA enthaltenen Daten sollten fiir Forschungszwecke verfiigbar sein. Zudem
muss die digitale Vernetzung und Prozessoptimierung im Gesundheitswesen - bei gleichzeitiger Anpassung der gesetzlichen
Vorgaben - vorangetrieben werden, um Abldufe effizienter zu gestalten.

= Verschiedene Gesundheits-Apps, sogenannte Digitale Gesundheitsanwendungen (DiGA) wurden bereits dauerhaft ins Verzeichnis
abrechenbarer Leistungen aufgenommen. Gleiches gilt fiir Digitale Pflegeanwendungen (DiPA). Trotz ihres Innovationspotenzials
werden sie bislang nur selten verordnet. Griinde dafiir sind eine geringe Bekanntheit bei Arztinnen, Arzten und Pflegekraften, die un-
zureichende Integration in Versorgungsprozesse, technische Hirden beim Datenaustausch sowie komplexe Verfahren bei der Kosten-
ubernahme durch die Krankenkassen. Hinzu kommt die anspruchsvolle Nutzenbewertung, die insbesondere kleinere Anbieter vor
Herausforderungen stellt. An diesen Stellen ist nachzusteuern.

Innovative Arzneimittel/Biotechnologie in Bayern und Deutschland

Die Pharmaindustrie ist ein sehr bedeutender Wirtschaftszweig der bayerischen Gesundheitswirtschaft. Der Forschungs- und Inno-

vationszweig Biotechnologie hat mittlerweile mit fast 60.000 Beschaftigten eine internationale Spitzenposition eingenommen. Der

internationale Konkurrenzdruck ist jedoch erheblich. Daher sind MaBnahmen zur Starkung der Pharma- und Biotechnologiebranche
in Bayern und auf Bundesebene erforderlich.

Forderungen:

= Der Bund sollte allgemeine Rahmenbedingungen fiir Pharma- und Biotech-Unternehmen in Deutschland verbessern (u. a. Biro-
kratieabbau, Vereinfachungen fiir Zulassungsstudien, erleichterter Zugang zu Daten fiir Forschungszwecke), nicht zuletzt, um die
internationale Wettbewerbsfahigkeit dieser exportstarken Branche zu sichern.

= Zudem sollten verpflichtende Kostenkataloge und Standard-Mustervertrage fiir die Durchfiihrung von Studien erarbeitet
werden, um die Dauer der Vertragsverhandlungen zu verkiirzen. Studienaktivitaten miissen intensiviert werden - etwa durch
gezielte Forderung dezentraler Studien, eine bundeseinheitliche Studiendatenbank, eine effizientere Patientenrekrutierung und
eine ausreichende personelle (Study Nurses) und finanzielle Ausstattung der Studienzentren. Nur so kénnen innovative, hoch-
wirksame Arzneimittel und Behandlungsmethoden friihzeitig den Patienten angeboten werden, zur Gesundheitsstarkung einge-
setzt werden und Bayern/Deutschland sich weiterhin als Spitzenstandort fir medizinische Vorsorge, Behandlung und Forschung
behaupten.

= Fiir den internationalen Wettbewerb sind hochqualitative und optimal ausgestattete Zentren (Innovationscluster) notwendig,
in denen Akademie, Industrie und Klinik Hand in Hand arbeiten. Bayern sollte daher die bayerischen Biotech-Cluster mit regional-
spezifischen MaBnahmen férdern, bspw. durch die Verbesserung der OPNV-Anbindung, koordinierte Wachstumsstrategien und
die personelle Stirkung des zentralen Biotech-Clustermanagements.
Siehe auch: £ IHK-Positionspapier Biotech


https://www.ihk-muenchen.de/ihk/documents/Digitalisierung/Breitband/IHK-Ueberall-digital_Einzelseiten-202007.pdf
https://www.ihk-muenchen.de/ihk/documents/Digitalisierung/Breitband/18-51-133_IHK-Positionspapier-Breitband_WEB.pdf
https://www.ihk-muenchen.de/ihk/documents/Über-Uns/PP_Verwaltungsdigitalisierung_29.11.23_WEB.pdf
https://www.ihk-muenchen.de/ihk/documents/Über-Uns/PP_Umsetzung_AI_Act.pdf
https://www.dihk.de/resource/blob/93896/7a525f290e4d839ca9ebbf33166facb5/eu-europapolitische-positionen-2023-data.pdf
https://www.ihk-muenchen.de/de/Fehler.html

= Zur Starkung des Pharmastandorts missen auf EU-Ebene attraktive Bedingungen fiir Forschung und Produktion geschaffen
werden. Das geplante EU-Pharmapaket benétigt an einigen Stellen Nachjustierungen, um negative Auswirkungen zu vermeiden.
Besonders die vorgeschlagene Verkirzung der Patent- und Unterlagenschutzrechte als Basis einer innovationsstarken
Pharma- und Biotechindustrie sollte vermieden werden.

= Unterstltzung der Entwicklung personalisierter Medizin durch Preismodelle, die sowohl Innovation als auch Nutzenbewertung
angemessen beriicksichtigen. Das Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG) unterstiitzt das, allerdings zeichnet sich ab,
dass starkere Forschungsanstrengungen zur evidenzbasierten Ermittlung flr den Zusatznutzen notwendig sind.

Arzneimittelversorgung

Eine sichere und flachendeckende Arzneimittelversorgung ist unverzichtbar. Um auch in Zukunft eine qualitativ hochwertige
Versorgung zu gewahrleisten, sind folgende MaBnahmen erforderlich:

Forderungen:

= Um effizientere Arbeitsabldufe in Apotheken zu ermdglichen, ist Biirokratieabbau in Apotheken notwendig (siehe hierzu auch
#J DIHK Biirokratieabbau). Die Méglichkeiten der Digitalisierung sollten stirker genutzt werden (z. B. iiber Telepharmazie).
Unwirtschaftliche Doppelstrukturen sollten abgebaut bzw. vermieden werden. So kdnnten z. B. die Angebote der geplanten
Gesundheitskioske durch Apotheken erbracht werden.

= Angesichts zunehmender Lieferengpasse bei Arzneimitteln - insbesondere bei niedrigpreisigen generischen und auch patent-
geschiitzten Praparaten - ist eine nachhaltige Strategie fiir Lieferketten- und Versorgungssicherheit unerlsslich, die tiber
Regelungen des Arzneimittel-Lieferengpassbekdmpfungs- und Versorgungsverbesserungsgesetzes (ALBVWG) hinausgeht. Fiir eine
stabile Versorgung ist es wichtig, dass in Rabattvertrdgen neben dem Preis auch weitere Vergabekriterien zu Liefersicherheit und
Standort hinzugezogen werden.

Medizinprodukte: EU-Medizinprodukteverordnung
(Medical Device Regulation, MDR) und PFAS-Beschrankung

In Bayern sind 80.000 Personen in der Medizintechnik tétig. Die Branche ist hochinnovativ und mit einer Exportquote von 67 Prozent
sehr exportstark. Mehr als die Halfte der gesamten europdischen medizintechnischen Entwicklung und Produktion erfolgt in Stid-
deutschland. Noch, denn wegen der hohen biirokratischen Anforderungen bei der Marktzulassung durch die EU-Medizin-
produktverordnung (MDR), die seit 2021 rechtskraftig ist, missen vermehrt Ressourcen aus der Entwicklung in die Erfiillung der
auferlegten Regulatorik verlagert werden. Immer mehr Medizinproduktehersteller entscheiden sich daher immer ofter fir die USA
als Markt fur Erstzulassungen tiber die FDA und verlagern dorthin Arbeitsplatze und Markteinfiihrungen fiir Medikamente, so dass
sich neben dem Innovationspotenzial auch die Patientenversorgung in der EU verschlechtert. Die Ende 2022 von der EU-Kom-
mission beschlossenen Fristenverlangerungen bei der MDR konnten hier keine wesentliche Entspannung erzielen.

£ DIHK Umfrage MDR

Aufgrund der MDR und weiterer internationaler Zulassungsinitiativen hat die CE-Kennzeichnung an Bedeutung verloren, was die
Kosten und den Aufwand fiir globale Zulassungen deutlich erh6ht hat. Landes- und Bundesebene sollten sich bei der EU daflr ein-
setzen, dass die MDR praxisgerecht weiterentwickelt wird, indem sie unbirokratischer und innovationsfreundlicher gestaltet wird.

Forderungen:

= Reform des (Re-)Zertifizierungszyklus:
Die begrenzte Giiltigkeitsdauer von filinf Jahren fiir Zertifikate sollte abgeschafft werden. Stattdessen wird ein effizienterer
und risikobasierter Zertifizierungszyklus gefordert, der sich auf Post-Market-Daten stltzt. Produkte, die durch Gberzeugende
Post-Market-Daten belegen, dass sie sicher und wirksam sind, sollten keine Re-Zertifizierung bendtigen - analog dazu, wie dies in
den USA bereits umgesetzt wird.

Die Re-Zertifizierung sollte nur bei hoherer Risikoeinstufung oder bei wesentlichen Produktdnderungen vorzunehmen sein.
Dabei sollte der Re-Zertifizierungszeitraum von finf auf zehn Jahre verldangert werden.


https://www.dihk.de/resource/blob/95138/f4cc1185b1b6645ee55bf05b483826a6/wirtschaftspolitik-dihk-impulspapier-buerokratieabbaugesundheitswirtschaft-data.pdf
https://www.dihk.de/resource/blob/109172/174eaca0ad957bba935216412c163f2b/wirtschaftspolitik-dihk-medicalmountains-spectaris-mdr-umfrage-2023-data.pdf

= Kostennachlass fiir den Zertifizierungsprozess fiir KMU
Die Interessen kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) sollten bei der Gebiihrenstruktur der benannten Stellen stérker beriick-
sichtigt werden. Da es aktuell kaum ErmaBigungen fiir KMU gibt, sollten allgemeine Geblhrenregelungen eingefiihrt werden, die
einen Kostennachlass fur den Zertifizierungsprozess ermaglichen. Dies wiirde die Wettbewerbsfahigkeit der KMU stérken und ihre
Innovationskraft fordern, indem der Zugang zu Zertifizierungen fiir diese Unternehmen wirtschaftlich tragfahiger wird.

= Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit:
Die internationale Zusammenarbeit im Bereich Medizintechnik muss intensiviert werden. Die EU sollte sich am Medical Device
Single Audit Program (MDSAP) fiir QM-Systeme beteiligen, um doppelte Prifungen zu vermeiden. Die spezifischen Vorgaben
der EU-MDR sollten in das MDSAP integriert werden, um Prifaufwande fir Unternehmen und Prifstellen zu reduzieren.

Internationale Anerkennung und das Ansehen der CE-Kennzeichnung sollten wiederhergestellt, gestarkt und weiter ausgebaut
werden, z. B. durch gegenseitige Anerkennung der Konformitdtsbewertung sowie den Abschluss von Freihandelsabkommen oder
Mutual Recognition Agreements (MRAs) zwischen der EU und Lindern wie der Schweiz, dem Vereinigten Kénigreich und den USA.
Solche MaBnahmen stéarken nicht nur die globale Wettbewerbsfahigkeit européischer Unternehmen, sondern fordern auch die
internationale Qualitatssicherung.

= Erleichterungen fiir Nischenprodukte und Innovationen:
Vereinfachte Zulassung fur Medizinprodukte mit geringer Stiickzahl (Orphan Medicinal Products). Bei Zulassungsverfahren:
Effizienzsteigerung durch Genehmigungsfiktion nach Ablauf einer Bearbeitungsfrist. Verfahrens- und Kostentransparenz muss
erhoht werden.

= Verschlankung formaler Prozesse durch:

- EUDAMED-Datenbank: Die EU sollte klare Fristen definieren fiir die vollstandige Implementierung, um doppelte Verwaltungs-
aufwande zu vermeiden.

- Sprachregelungen fiir SSCP (Summary of Safety and Clinical Performance): Beschreibungen von Hochrisikoprodukten fiir
Facharzte sollten in Englisch ausreichen; jahrliche Updates nur bei relevanten Anderungen.

- Digitalisierung von IFU (Instructions For Use — Gebrauchsanleitungen): Ermdglichung einer rein digitalen Bereitstellung zur
Reduzierung des Papierverbrauchs.

- Reduzierung biirokratischer Anforderungen an die technische Dokumentation: Ermdglichung von Querverweisen zur Ver-
meidung redundanter Inhalte.

= Beim auf EU-Ebene diskutierten Beschréankungsvorschlag der auf Fluoralkylgruppen basierenden Stoffe (PFAS, sog. Ewigkeits-
Chemikalien) sollte differenziert vorgegangen werden: So lange keine Alternativen verfiigbar sind, kann eine PFAS-Beschrinkung
- dhnlich wie die MDR - die Herstellung von sicheren Medizinprodukten verhindern. Mit Bezug auf die vorgeschlagenen PFAS-
Beschrankungen, sollte der verantwortungsvolle Einsatz solcher Chemikalien in essenziellen Verwendungen so lange weiterhin
ermoglicht werden, bis geeignete Alternativen entwickelt sind und dem Markt bedarfsgerecht zur Verfigung stehen.

Sektoreniibergreifende Versorgung

Die Gesundheitsversorgung ist ein komplexes System, das sich tiber mehrere Sektoren erstreckt. Bei der in Bayern beabsichtigten
«ubergreifenden Versorgungsplanung” sollten neben den Kooperationen von Krankenhausstandorten auch die in anderen Sektoren
vorhandenen Kompetenzen und Versorgungsangebote beriicksichtigt werden, z. B. bei niedergelassenen Arzten und Therapeuten,
in der Pflege und in der medizinischen Rehabilitation. Auch digitale Versorgungsformen (z. B. bei der Uberwachung chronisch
Erkrankter) sollten einbezogen werden. Es gilt, die vorhandenen Stéarken durch effektive Vernetzung zu unterstiitzen und nicht
durch eine exklusive Forderung von Krankenhdusern zu schwéchen. Mit der angestrebten starkeren Ambulantisierung missen auch
die bestehenden Krankenhausstrukturen auf den Priifstand gestellt werden. Immer mehr Krankenhaduser wirtschaften defizitar -
eine Entwicklung, die weder tiber GKV-Beitrage noch kommunale Mittel dauerhaft kompensiert werden kann.



Dennoch bleibt eine flichendeckende und leistungsfahige Versorgungsstruktur ein entscheidender Standortfaktor fiir
Bevélkerung und Wirtschaft. Eine ziigige Weiterentwicklung der Krankenhausstrukturreform ist deshalb unerlasslich. Ziel muss
eine qualitativ hochwertige, wirtschaftlich tragfahige und sektoreniibergreifend organisierte Versorgung sein. Denn dies
er6ffnet neue Mdglichkeiten zur Optimierung der Effizienz im Gesundheitswesen.

Forderungen:

= Primarversorgungszentren, die als lokale Anlaufstellen eine umfassende Grundversorgung durch ein multidisziplindres Team
sicherstellen, gewahrleisten eine wohnortnahe Betreuung. Ebenso fordert die Bildung von Gesundheitsregionen die Bildung
regionaler Netzwerke und intensiviert die Verbindung zwischen verschiedenen Akteuren im Gesundheitswesen.

= Medizinische Versorgungszentren (MVZ), unabhangig von ihrer Finanzierung durch Krankenhaustriger oder Investoren,
spielen eine entscheidende Rolle. Neben dem Effizienzgewinn durch die gemeinsame Nutzung von Infrastruktur und medizini-
schen Geraten erhéhen flexible Arbeitsmdglichkeiten die Attraktivitat fir spezialisierte Arzte, die wiederum einen wachsenden
Beitrag zur ambulanten Erbringung medizinischer Leistungen liefern und helfen, kostenintensive Krankenhausaufenthalte zu
reduzieren.

= Diese strukturellen Veranderungen sollten durch Bund und Lander begleitet werden mit dem Ziel, eine effizientere Versorgungs-
struktur zu schaffen. Dabei missen Krankenhausstrukturen im Rahmen der Krankenhausreform nachjustiert werden. Nur so
kann die Leistungsfahigkeit des Gesundheitssystems sichergestellt werden.

= Biirokratieabbau und damit einhergehende Digitalisierung und eine engere Verzahnung von ambulantem und stationarem
Sektor, wie z. B. in der Onkologie, Geriatrie oder der psychiatrischen Versorgung, kdnnen ebenso zu einer signifikanten Verbesserung
der Gesundheitsversorgung beitragen.

Pflege

In Bayern sind rund 200.000 Personen als Pflegekrafte tatig. Damit ist Pflege eine zentrale Teilbranche der Gesundheitswirtschaft.
Eine flichendeckende und qualitativ hochwertige pflegerische Versorgung ist auBerdem fiir die Gesamtwirtschaft bedeutsam, damit
Erwerbstdtigkeit und Pflege von Angehdrigen vereinbar sind. In der Pflege ist der Personalmangel besonders stark ausgepragt.
Pflegeanbieter geraten durch steigende Kosten unter betriebswirtschaftlichen Druck, wodurch Angebote abgebaut und der Druck
auf den Beitragssatz zur Pflegeversicherung und damit auf die Lohnnebenkosten steigt.

Forderungen:

= Eine weitere Verteuerung von Arbeit (iber eine Erhhung der Beitrdge zur sozialen Pflegeversicherung sollte vermieden
werden. Ansonsten wirkt sich das negativ auf die Chancen der gewerblichen Wirtschaft fiir Investition und Beschaftigung am
Standort Deutschland aus.

= Um den Druck auf die Beitrdge zur Pflegeversicherung zu reduzieren, sollte die Effizienz der Pflegeleistungen erhoht werden.
Zwei zentrale Ansatze fur mehr Effizienz sind Biirokratieabbau und starkerer Einsatz von Digitalisierung und Automatisierung
- jeweils in Verbindung mit der einhergehenden Anpassung/Verschlankung der gesetzlichen Vorgaben.

= Eine hohere Attraktivitdt der Gesundheits- und Pflegeberufe kann dazu beitragen, mehr junge Leute fir diese Berufe zu
gewinnen und dem Fachkraftemangel entgegenzuwirken.

Stand: 02.06.2025

Ansprechpartnerin
Damaris Schmidt . 089 5116-0 @ damaris.schmidt@muenchen.ihk.de
Claudia Schlebach €. 089 5116-0 @ claudia.schlebach@muenchen.ihk.de
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